
Pressemitteilung

Warum echte Probleme lösen,
wenn man Handys verbieten

kann?
Dresden, 11. März 2026. Der Kultusminister kündigte kürzlich gegenüber der Leipziger Volks-

zeitung und der Sächsischen Zeitung an, das Handyverbot, welches zunächst die Grundschulen

betrifft, bis zur 8. Klasse auszuweiten. Doch dies ist weder der richtige Weg zu nachhaltiger Me-

dienkompetenz, noch eine Priorität, die das Kultusministerium (SMK) gerade setzen sollte, kriti-

siert der LandesSchülerRat Sachsen (LSR).

»Eine so realitätsferne Idee, wie 14-jährigen Jugendlichen das Handy zu verbieten, entfernt uns

weiter von Digitalisierung, verschiebt Probleme und Prioritäten, verschließt vor echter Kompe-

tenzbildung und verstärkt zudem die Überlastung unserer Lehrkräfte«, erklärt Lina ZEEH, Vorsit-

zende des LSR Sachsen.

In Sachsen fehlt noch immer vielerorts die nötige digitale Infrastruktur, um das Nutzen privater

Endgeräte im Schulalltag gänzlich zu ersetzen. Schüler:innen scrollen in den Pausen nicht nur

durch Instagram und TikTok, sondern nutzen das Gerät für tagesaktuelle Informationen, den

Stundenplan und sogar die Mittagessenbestellung. Wenn es das Ziel eines Schulsystems sein

sollte, Schüler:innen zukunftsorientiert und realitätsnah für ein individuelles selbstständiges Le-

ben zu bilden, ist das Handyverbot nicht der Weg dorthin, betont der LSR.

Die Probleme, die durch einen Ansatz, wie diesen gelöst werden sollen, liegen meist tiefer. Das

Erkennen von Fake News, das Bewusstsein für Echokammern und den Algorithmus, sowie Cy-

bermobbing und der Umgang mit online beworbenen ungesunden Lebens- und Verhaltenswei-

sen müssen angesprochen werden, jedoch viel öfter in einem bildenden Kontext. Echte Medien-

kompetenz, sowie aktuelle politische Bildung müssen in die Lehrpläne integriert werden. Ge-

nauso müssen Lehrkräfte frühzeitig befähigt werden, Schüler:innen diese Inhalte auch effektiv

näherzubringen. Des Weiteren verschieben sich durch diese Debatte andere wichtige Inhalte,

mit denen sich das SMK beschäftigen sollte. Die mentale Gesundheit von Schüler:innen, sowie

die Rekordzahlen rechtsextremistischer Vorfälle schlagen sich im Schulabsentismus nieder, und

auch ein oberflächliches Handyverbot wird die komplexen Probleme des Bildungssystems nicht

lösen.

»Was wir Tag für Tag im Kultusministerium beobachten können, ist Symptombekämpfung. Man

will jede bildungspolitische Hürde mit Umverteilungen oder jetzt Verboten überwältigen, doch

dabei kommt an Schulen zu wenig an. Genauso bildet auch die fehlende Mitbestimmung einen

großen Teil des Problems. Wie soll man auch ein zukunftsorientiertes und nachhaltiges Bil-

dungssystem für Schüler:innen gewährleisten, wenn man die Meinung derer kaum einbezieht«,

mahnt ZEEH.
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